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Wegleitung zum Arbeitsgesetz

VI. Durchführung des Gesetzes
3. Pfl ichten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Art. 47 Bekanntgabe des Stundenplanes und der Arbeitszeitbewilligungen

Allgemeines
Die Bekanntgabe des Stundenplans und der be-
sonderen Schutzbestimmungen bildet oft ein 
wirksames Kontrollmittel sowohl für die Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen als auch für die 
Durchführungsorgane. Bei fl exiblen Arbeitszeit-
systemen (Gleitzeit usw.) sind die Rahmenbestim-
mungen bekannt zu geben, beispielsweise festge-
legte Grenzen der Gleitzeit, Blockzeiten, mittlere 
Arbeitszeit und zulässige Abweichungen nach 
oben oder nach unten.
Diese Informationen müssen bei der systemati-
schen Einarbeitung neuer Mitarbeiter oder Mit-
arbeiterinnen bekannt gegeben und bei Bedarf 
wiederholt mitgeteilt werden, insbesondere bei 
Versetzung an einen andern Arbeitsplatz, bei der 
Neugestaltung oder Änderung der Stundenplä-
ne oder auch bei neuen Arbeitszeitsystemen für 
Nachtarbeit.
Informiert werden müssen auch Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen, die temporär oder nur 
für eine beschränkte Zeit beschäftigt werden. 
Dazu gehören auch Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen, die von Drittfi rmen angestellt, aber in 
die Betriebsorganisation und Abläufe integriert 
sind, oder Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, 
die mit Personal des Betriebes zusammenarbei-
ten.
Das übliche Informationsmedium bleibt weiterhin 
das Anschlagbrett. Die neuen Organisationsfor-

men führen aber vermehrt dazu dass dieses An-
schlagbrett nicht mehr geeignet ist, die Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen zu informieren. 
Trotzdem muss weiterhin eine sinnvolle Informati-
onsform gewährleistet sein.
In traditionellen Betrieben sind beispielsweise Gar-
derobe oder Stempeluhr nach wie vor geeignete 
Orte zum Anschlagen von Informationen. Gibt es 
hingegen mehrere getrennte Arbeitsstätten oder 
kommen die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen nicht regelmässig in den Betrieb (z.B. Monteu-
re, Vertreter usw.), kann eine persönliche, schriftli-
che Information notwendig sein.
Falls die Informationen über Computer zugäng-
lich sind, muss für alle Beschäftigten ein einfacher 
Zugang gewährleistet sein. Dies bedingt insbeson-
dere, dass über jede Änderung informiert wird.

Absatz 1
Buchstabe a:
Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmern und Ar-
beitnehmerinnen den Stundenplan bekannt zu 
geben. Dazu gehören auch dauernde oder vorü-
bergehende Änderungen. Falls der Stundenplan 
bewilligungspfl ichtig ist (Nacht- oder Sonntags-
arbeit, ununterbrochener Betrieb), muss die ent-
sprechende Bewilligung den Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen ebenfalls vorgewiesen wer-
den.
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1 Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmern durch Anschlag oder auf andere geeignete Weise be-
  kannt zu geben:
  a. den Stundenplan und die Arbeitszeitbewilligungen sowie
  b. die damit zusammenhängenden besonderen Schutzvorschriften.
2 Durch Verordnung wird bestimmt, welche Stundenpläne der kantonalen Behörde mitzuteilen sind.
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Buchstabe b:
Für bestimmte Stundenpläne bestehen speziel-
le Schutzvorschriften. Es handelt sich dabei um 
besondere Schutzmassnahmen für jugendli-
che Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, für 
schwangere oder stillende Frauen und für die 
Nachtarbeit. Diese Schutzvorschriften gehen di-
rekt aus dem Gesetz und der Verordnung her-
vor oder sind Teil der Bewilligung, um von den 
normalen gesetzlichen Bestimmungen abzuwei-
chen. Der Arbeitgeber ist verpfl ichtet, Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen, die durch diese 
Sonderbestimmungen geschützt sind, über ihre 
Rechte zu informieren.

Absatz 2
Dieser Absatz wird in den Verordnungen nicht 
konkretisiert. Es versteht sich von selbst, dass im 
Rahmen des Bewilligungsverfahrens bewilligungs-
pfl ichtige Stundenpläne den zuständigen Behör-
den bekannt gegeben werden müssen. Ebenso 
können die Durchführungsorgane von den Be-
trieben alle Angaben und Unterlagen verlangen, 
die zur Überprüfung der gesetzlichen Vorschriften 
notwendig sind (Art. 45 und 46 ArG). Dazu gehö-
ren auch die Stundenpläne. Es gibt dagegen keine 
gesetzliche Verpfl ichtung des Arbeitgebers, den 
Behörden Stundenpläne mit Tages- oder Abendar-
beit im Rahmen der Vorschriften über die Arbeits-
zeit bekannt zu geben. Für Betriebe der ArGV 2 ist 
eine Bekanntgabe der Stundenpläne auch nicht 
erforderlich.
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